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Kartellschadensersatzklage wegen Holzvermarktung;  
Streitverkündung seitens des Landes           

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir nehmen in oben genannter Angelegenheit Bezug auf unser Schreiben 

vom 20.12.2021 nebst Anlagen (vgl. auch GStB-Nachricht Nr. 0468/2021). 

Unsere umfassende Darstellung der Hintergründe und der Auswirkungen so-

wie unsere Bewertungen haben weiterhin in vollem Umfang Bestand. Die im 

damaligen Schreiben angesprochene Entscheidung des Landgerichts Stutt-

gart ist zwischenzeitlich mit Urteil vom 20.01.2022 ergangen. Das Gericht hat 

die Sammelklage gegen das Land Baden-Württemberg auf Zahlung von Kar-

tellschadensersatz abgewiesen, da das „Sammelklage-Inkasso“ für kartell-

rechtliche Schadensersatzansprüche gegen das Rechtsdienstleistungsgesetz 

verstößt. Das Urteil ist allerdings nicht rechtskräftig.  

Seitens des Landgerichts Mainz wird nunmehr die angekündigte Streitver-

kündung des Landes Rheinland-Pfalz gegenüber mehr als 1.000 Kommunen 

(überwiegend Ortsgemeinden) und Zweckverbänden sowie gegenüber 

knapp 100 privaten Waldbesitzenden zugestellt. Zu beachten ist, dass das 

Schreiben des Gerichts mit Datum vom 22.02.2022 in der Angelegenheit un-

vollständig war, da in Folge eines Büroversehens die Anlagen fehlten. Eine 

ordnungsgemäße Zustellung ist in Arbeit.  

In Folge der Streitverkündung wird der Empfänger, unabhängig von einem 

Streitbeitritt, an den Ausgang des Prozesses gebunden und die Verjährung 

etwaiger Regressansprüche des Landes gehemmt. Durch die Streitverkün-
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dung selbst werden aber keine Regressansprüche erhoben. Die Streitverkündung würde sich 

also erst in einem möglichen Folgeprozess auswirken, wenn das Land rechtskräftig zum Scha-

densersatz verurteilt worden wäre.  

Mit der Streitverkündung besteht die Möglichkeit, dem Prozess beizutreten und ihn mitzuge-

stalten. Der Streitbeitritt macht vornehmlich dann Sinn, wenn durch eigenen Vortrag neue 

Gesichtspunkte in den Prozess eingebracht werden, die den Ausgang zu eigenen Gunsten be-

einflussen können. Bezüglich der Entscheidung über einen Streitbeitritt besteht kein Zeitdruck 

und von übereilten Entscheidungen ist in Anbetracht der hochkomplexen Materie dringend 

abzuraten. 

Der Vorstand und der Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes haben sich in ihren 

jeweiligen Sitzungen intensiv mit der Thematik befasst. Der Gemeinde- und Städtebund 

nimmt im Interesse seiner Mitglieder anwaltliche Beratung in Anspruch und wird die umfang-

reichen Prozessakten, die mit der Streitverkündung vom Landgericht Mainz übersandt 

werden, prüfen lassen. Parallel dazu finden Abstimmungsgespräche mit einzelnen Kommunen 

bezüglich der grundsätzlichen Bereitschaft zu einem Streitbeitritt statt. Sollte im Ergebnis ein 

Streitbeitritt angezeigt sein, erscheint zweckmäßig, dass dies stellvertretend über eine 

Kommune im Interesse aller Betroffenen erfolgt. In Anbetracht des erheblichen Streitwertes 

wären in diesem Fall die finanziellen Folgewirkungen klärungsbedürftig. Es muss davon 

ausgegangen werden, dass erst eine Entscheidung des BGH, die sicherlich mehrere Jahre in 

Anspruch nehmen wird, rechtliche Klarheit über die Kartellschadensersatzansprüche und ggf. 

deren Höhe schafft.  

Im Ergebnis bedeutet dies, dass aus Sicht des Gemeinde- und Städtebundes zum jetzigen 

Zeitpunkt vor Ort keine rechtlichen Schritte einzuleiten sind. Wir empfehlen, unser Schreiben 

vom 20.12.2021 sowie das vorliegende Schreiben an die betroffenen kommunalen Waldbesit-

zenden weiterzuleiten. Wir werden Sie über den weiteren Fortgang der Angelegenheit auf 

dem Laufenden halten. 

In jedem Fall wird deutlich, dass die Streitverkündung einen politisch falschen Schritt darstellt, 

der zu Vertrauensverlusten führt. Gerade mit Blick auf das traditionell gute und enge Verhält-

nis zum Umweltministerium und speziell zur Forstabteilung ist dies bedauerlich. In keinem der 
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anderen betroffenen Bundesländer wurde bislang seitens des Landes eine Streitverkündung 

ausgesprochen, obwohl die Vorgaben der jeweiligen Landeshaushaltsordnung vergleichbar 

sein dürften. Oberste Zielsetzung in Rheinland-Pfalz ist nunmehr, dass das Land den Rechts-

streit gewinnt. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Frieden 


